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Vertraulich ! 
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und Staatssekretär Dr. D e u t s c h. 
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Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 2-6: Sektionsrat in der Staatskanzlei Dr. F r o e h l i c h, 

zu Punkt 6: vom Staatsamte für Finanzen Ministerialrat Dr. M i l l s t e i g e r, sowie vom 

Staatsamte für Heerwesen Oberintendent L a n z e n d ö r f e r. 

 

Vorsitz: Vizekanzler F i n k 

(bei Punkt 5: Staatssekretär Dr. B r a t u s c h). 

 

Dauer: 

?? – 00.00 

 

Reinschrift (19 Seiten), (Beilagen A, B, C, D), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf 

der TO mit sämtlichen einliegenden Dubletten 
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1. Forderung des Salzburger Landtages nach verschärften Strafbestimmungen gegen den 

Schleichhandel. 

2. Kompetenz für die Beurlaubung des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes. 

3. Unterbreitung der bis 30. April d. J. auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen an das Präsidium der 

Nationalversammlung. 

4. Stellungnahme der Staatsregierung gegen eine Verfügung der Landesregierung in 

Salzburg in Angelegenheit des Mieterschutzes. 

                                                 
1  Wie aus dem Stenogramm ersichtlich, waren auch zwei Schriftführer anwesend, einer davon Dr. Fenz. 
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5. Ansuchen des Vorarlberger Landesrates um eine Regierungserklärung über das 
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Unterstützung der arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

10. Maßnahmen zum Schutze der Feldfrüchte gegen unbefugte Aneignung, Diebstahl und 

Raub. 

11. Gesetzesbeschluss der provisorischen Nationalversammlung in Niederösterreich über 

die Abänderung einiger Bestimmungen des niederösterr. Fortbildungsschulgesetzes.  
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den Vortrag über den Gesetzesbeschluss der Steiermärkischen Landesversammlung über die 

Beitragsleistung der Heimatgemeinden zu den Verpflegskosten öff. Kranken- und 

Irrenanstalten (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Entwurf einer Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale 

Verwaltung über die Unterstützung arbeitsloser Arbeiter und Angestellter (2 Seiten) 

Beilage (D) zu Punkt 10 betr. Antrag des Staatsamtes für Volksernährung über Maßnahmen 

zum Schutz der Feldfrüchte gegen unbefugte Aneignung, Diebstahl und Raub (2 Seiten, 

dreifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Auszug für den Vortrag des StSekr. für Handel, und Gewerbe, 

Industrie und Bauten über den Beschluss des nö. Landtages über die Abänderung einiger 

Bestimmungen des nö. Fortbildungsschulgesetzes (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Antrag auf finanzielle Unterstützung des Vereins „technisches 

Museum für Industrie und Gewerbe in Wien“ (13 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Gesetzesvorlage der Staatsregierung über die Verlängerung der 

Funktionsdauer wirklicher Mitglieder der Handels- und Gewerbekammer (3 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Forderung des Salzburger Landtages nach verschärften Strafbestimmungen gegen den 

Schleichhandel. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass der Staatskanzlei von der Landesregierung in Salzburg 

folgendes Telegramm zugekommen sei: 

„Mit Rücksicht darauf, dass der Schleichhandel durch Eröffnung der Bäder und Aufhebung 

der Einreisebewilligungen derart zunimmt, dass damit die Ernährung der Bevölkerung in 

Stadt und Land gefährdet erscheint, weshalb es bei der Eröffnung des Landtages zu 

Demonstrationen kam, wodurch die Landtagstätigkeit unterbunden wird, fordert der Landtag 

die Staatskanzlei auf, der Nationalversammlung unverzüglich eine Gesetzesnovelle 

vorzulegen, nach welcher die Strafbestimmungen für Lebensmittelwucher, Schleich- und 

Kettenhandel gegen Verkäufer und Käufer dahingehend verschärft werden, dass außer den 

bisher üblichen Geldstrafen auch auf strenge Freiheitsstrafen bezw. Beschlagnahme des 

Vermögens erkannt werden kann". 

Im Zuge der sich hierüber entwickelnden Debatte2 verweisen die Staatssekretäre Dr. 

B r a t u s c h und Dr. L o e w e n f e l d -R u ß darauf, dass die bereits bestehenden 

Vorschriften über die strafrechtliche Verfolgung der Schleichhändler vorwiegend deshalb 
                                                 
2  Vgl. dazu die nur im Stenogramm festgehaltene Debatte, die im Anschluss an den Tagesordnungspunkt 

zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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nicht zur Anwendung gelangen, weil von der Bevölkerung keine Strafanzeigen erstattet 

werden; Staatssekretär E l d e r s c h regt die Heranziehung der Arbeiterräte zur Bekämpfung 

des Lebensmittelwuchers an, wohingegen Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d -R u ß mitteilt, 

dass bei einer kürzlich stattgefundenen Besprechung gerade von der sozialdemokratischen 

Partei gegen eine solche Mitwirkung der Arbeiter- bezw. Soldatenräte gewisse Bedenken 

erhoben worden seien. 

Der Kabinettsrat betraut schließlich die Staatssekretäre Dr. B r a t u s c h, E l d e r s c h und 

Dr. L o e w e n f e l d -R u ß damit, zu dem vorliegenden Telegramme der Landesregierung in 

Salzburg Stellung zu nehmen und dem Kabinettsrate ehestens gegenständliche Vorschläge zu 

unterbreiten. 

 
α B r a t u s c h: Wir haben drakonische Maßnahmen gegen Schleichhandel und Preistreiberei, nur werden 

sie nicht gehandhabt, weil wir keine Anzeigen bekommen.  

F i n k: Soll Entwurf der Antwort dem Kabinettsrat geben.  

L o e w e n f e l d: Verbrecherischer Akt in der Landesversammlung, dass die Gendarmerie eingreift. Es 

scheint die Tendenz dahin zu gehen, den Arbeiter- und Soldatenräten das Verfahren zu überantworten. Ich habe 

bereits einen Erlass ausarbeiten lassen, dass alle gesetzlichen Maßnahmen für eine Bestrafung vorhanden sind. 

Geht an Justiz. Soll über Vorschlag Finks dann an die Staatskanzlei gehen, damit diese antworten kann.  

E l d e r s c h: Ich würde es für sehr zweckmäßig halten, die Arbeiterräte zur Bekämpfung des Wuchers 

heranzuziehen. Die Erhebungen sollen dem Kriegswucheramt übermittelt werden. Schon die Tatsache, dass eine 

solche Organisation aufgestellt ist, wird die Wucherer abschrecken.  

L o e w e n f e l d: Vertreter der sozialdemokratischen Partei haben sich gegen die Mitwirkung der 

Arbeiterräte ausgesprochen. Die Erfahrungen mit der 10er-Kommission sprechen nicht dafür. Die beiden 

Staatsämter machen eine Antwort. α 

 

2. 

Kompetenz für die Beurlaubung des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes. 

Über Aufforderung des Vorsitzenden berichtet Sektionsrat Dr. F r o e h l i c h, dass der 

Präsident des Obersten Gerichtshofes um die Erteilung eines zweimonatigen Urlaubes 

angesucht habe und sich nunmehr die Frage ergebe, ob die Entscheidung über dieses 

Ansuchen nach Art. 6 des Gesetzes vom 14. März d. J., St.G.Bl. Nr. 180, in die Kompetenz 

der Staatsregierung falle.  

In verfassungsrechtlicher Hinsicht käme nach Anschauung der Staatskanzlei hiezu 

folgendes zu erinnern: 

Gemäß § 70 der Gerichtsinstruktionen vom 3. Mai 1853, R.G.Bl. Nr. 81, eine 

Gesetzesstelle, die durch § 19 des Gerichtsorganisationsgesetzes vom 27. November 1896, 

R.G.Bl. Nr. 217, aufrechterhalten wurde, war bisher der Urlaub für den Präsidenten des 
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Obersten Gerichtshofes vom Kaiser zu erteilen. Gemäß § 2, Abs. 1 des Gesetzes vom 25. 

Jänner 1919, St.G.Bl. Nr. 41, wurden die Vorschriften des kaiserlichen Patentes vom 7. 

August 1850, sowie alle übrigen, den ehemaligen Obersten Gerichts- und Kassationshof 

betreffenden Normen, soweit sie mit den übrigen Bestimmungen des Gesetzes nicht im 

Widerspruch stehen aufrecht erhalten. Gemäß Abs. 2 der angeführten gesetzlichen 

Bestimmungen treten sinngemäß an Stelle der Organe und Einrichtungen des ehemaligen 

Österreich die analogen Institutionen der Republik Deutschösterreich. Es war dies nach § 3 

des Gesetzes über die Staats- und Regierungeform vom 12. November 1918, St.G.Bl. Nr. 5, 

der Staatsrat und ist dies nunmehr nach § 6 des Gesetzes über die Staatsregierung vom 14. 

März 1919, St.G.Bl. Nr.180 die Staatsregierung.  

Das Staatsamt für Justiz nehme den Standpunkt ein, dass zur Urlaubserteilung der 

Präsident der Nationalversammlung zuständig sei, indem es eine analoge Anwendung des 

ehemaligen Vorrechtes des Kaisers annimmt. 

Die Präsidentschaftskanzlei vertrete zwar die Auffassung, dass nach dem strengen 

Wortlaute des Gesetzes die Staatsregierung zur Urlaubserteilung berufen wäre, dass jedoch 

die Forderung der vollen Unabhängigkeit des Chefs des Obersten Gerichtshofes von der 

Justizverwaltung dafür spreche, das dieser Urlaub auch unter den neuen 

verfassungsrechtlichen Verhältnissen nicht durch die Staatsregierung, sondern durch das den 

Staat nach außen vertretende oberste Staatsorgan, d. i. den Präsidenten der 

Nationalversammlung erteilt werde. 

Die Staatskanzlei glaube den Standpunkt einnehmen zu sollen, dass im vorliegenden Falle 

ausschließlich die Staatsregierung kompetent sei, dass ihr von der Verfassung (§ 6 des 

Gesetzes über die Staatsregierung St.G.Bl. Nr. 148) alle Rechte des Kaisers, beziehungsweise 

des Staatsrates übertragen wurden, soweit sie nicht ausdrücklich dem Präsidenten vorbehalten 

worden seien. Letztere Reservate seien aber taxativ im Gesetze aufgezählt und lasse Ihre 

Aufzählung als lex specialis keine erweiternde Auslegung zu. Die Stellungnahme im 

gegenwärtigen Falle sei übrigens präjudiziell für die Frage der Urlaubserteilung an die 

Präsidenten der übrigen höchsten Gerichte und insbesondere auch an die Staatssekretäre. 

Nach Kennzeichnung des Standpunktes der Justizverwaltung durch Staatssekretär Dr. 

B r a t u s c h und kurzen Darlegungen der Staatssekretäre H a n u s c h, Ing. Z e r d i k und 

E l d e r s c h3 gelangt der Kabinettsrat zur Auffassung, dass – aus Opportunitätsgründen und 

nicht zuletzt aus dem Grunde der Wahrung voller Unabhängigkeit des Chefs des Obersten 

Gerichtshofes – die fragliche Erledigung des Urlaubsansuchens durch den Präsidenten der 
                                                 
3  Vgl. dazu die nur im Stenogramm festgehaltenen Ausführungen, die im Anschluss an den 

Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 
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Nationalversammlung zu erfolgen hätte. 

 
α F r o e h l i c h: Urlaub Roller. Befugnisse des Präsidenten taxativ aufgezählt. Alle anderen Befugnisse an 

die Staatsregierung.  

B r a t u s c h: Ich bin zum Resultat gekommen, dass der Präsident den Urlaub zu erteilen hat. Analoges 

Organ zum Kaiser ist nicht der Kabinettsrat, sondern der Präsident. Was die taxative Aufzählung anbelangt, so 

hat der Kabinettsrat bereits Ausnahmen gemacht /: Leg.p.r.punic.:/ (?) Beamte Hoheitsrecht des Präsidenten.  

F r o e h l i c h: Analoge Institution des Monarchen ist Präsident und Staatsregierung. Man müsste dann 

auch die Urlaubserteilung für die Mitglieder der Staatsregierung dem Präsidenten übertragen und das ist doch 

kein Regierungsakt, sondern ein reiner Verwaltungsakt.  

B r a t u s c h: Für den Obersten Gerichtshof gibt es ein spezielles Gesetz.  

E l d e r s c h: Unabhängigkeit der Verwaltung.  

Den Urlaub soll der Präsident erteilen. α 

 

3. 

Unterbreitung der bis 30. April l. J. auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen an das Präsidium der 

Nationalversammlung. 

Der Vorsitzende erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, die von den 

Staatsgütern auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes in der Zeit vom 1. 

Jänner bis 30. April 1919 erlassenen Vollzugsanweisungen dem Präsidium der 

Nationalversammlung vorlegen zu dürfen. 

 

4. 

Stellungnahme der Staatsregierung gegen eine Verfügung der Landesregierung in Salzburg in 

Angelegenheit des Mieterschutzes. 

Über Aufforderung des Vorsitzenden teilt Sektionsrat Dr. F r o e h l i c h mit, dass laut 

einer Mitteilung des Staatsamtes für Justiz die Landesregierung Salzburg im 

Landesgesetzblatte Nr. 39 ex 1919 unter Berufung auf das wirtschaftliche 

Ermächtigungsgesetz und auf einen Beschluss der provisorischen Landesversammlung vom 

18. März 1919 die Ministerialverordnung vom 26. Oktober 1918, R.G.Bl. Nr. 381, über den 

Schutz der Mieter im § 7, Z. 5, abgeändert und den dort vorgesehenen Kündigungsgrund, dass 

der Vermieter den Mietgegenstand selbst benötigt, von verschärften Voraussetzungen 

abhängig gemacht habe. Diese Kundmachung stehe mit den gegenwärtigen 

verfassungsrechtlichen Bestimmungen insoferne nicht im Einklänge, als unter der durch das 

Ermächtigungsgesetz zur Erlassung von wirtschaftlichen Verfügungen bevollmächtigten 
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„Regierung“ nur die Staatsregierung oder ein einzelnes Staatsamt, nicht aber eine 

Landesregierung verstanden werden könne. Da die Mieterschutzverordnung in dem fraglichen 

Punkte von den Gerichten anzuwenden sei und diese berechtigt und verpflichtet seien, 

Verordnungen auf ihre Giltigkeit zu prüfen, ergebe sich aus der bezeichneten 

verfassungswidrigen Verfügung das weitere Bedenken, dass die Gerichte die in Rede 

stehende Verordnung der Landesregierung Salzburg als ungiltig erklären und behandeln 

werden. Die Staatskanzlei beabsichtige die Landesregierung auf dieses verfassungswidrige 

Vorgehen und dessen voraussichtliche Folgen aufmerksam zu machen und ihr den Widerruf 

dieser Verfügung nahe zu legen. 

Nachdem Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d -R u ß eine schärfere Fassung der 

Stellungnahme der Staatskanzlei angeregt hatte, beschließt der Kabinettsrat über Antrag des 

Staatssekretärs Dr. B r a t u s c h die Landesregierung auf die vorerwähnten Bedenken 

aufmerksam zu machen und sie anzuweisen, innerhalb einer bestimmten Frist über die sohin 

getroffenen Verfügungen zu berichten.4 

 

5. 

Ansuchen des Vorarlberger Landesrates um eine Regierungserklärung über das 

Selbstbestimmungsrecht des Landes Vorarlberg. 

Der Vorsitzende ersucht, sich während der Beratung über diesen Gegenstand absentieren 

zu dürfen, und Übergibt den Vorsitz dem Staatssekretär Dr. B r a t u s c h. 

Dieser teilt mit, dass der Staatskanzlei die diesem Protokolle beigelegte Zuschrift des 

Landesrates in Vorarlberg (Beilage A) zugekommen sei. Die Staatskanzlei beabsichtige diese 

Zuschrift mit der gleichfalls in der Beilage A verzeichneten Zwischenerledigung zu 

beantworten. 

Der Kabinettsrat stimmt dieser Erledigung zu.5 

 

                                                 
4  Anstelle des letzten Absatzes findet sich im Stenogramm folgende Wechselrede: 

„L o e w e n f e l d: Nahelegen ist zu schwach. Die Verordnung ist ungültig. Die Landesregierung hat sie 
außer Kraft zu setzen. 
F r o e h l i c h: Man kommt in die unangenehme Lage, dass die Landesregierung es nicht tut. 
B r a t u s c h: Man soll ihnen sagen, dass diese Bedenken bestehen und sie sollen über die nunmehr 
getroffenen Verfügungen berichten binnen einer angenehmen Frist.“ 

5  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt auch die Ausführungen im Stenogramm: 
„Fink verlässt die Sitzung. 
Bratusch übernimmt den Vorsitz. 
E l l e n b o g e n: Nur der eine Passus, wo ein Zugeständnis gemacht wird in Bezug auf die 
Selbstbestimmung eines einzelnen Teiles scheint mir unnötig zu sein. So ist das Selbstbestimmungsrecht nie 
aufgefasst worden. Stix macht eine …… 
Angenommen mit Abänderung.“ 
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6.6 

Militärpensionsgesetz: Ersetzung durch ein Ermächtigungsgesetz. 

Vizekanzler F i n k übernimmt wieder den Vorsitz. Über dessen Auftrag gibt Sektionsrat 

D. F r o e h l i c h eine Darstellung der bisherigen Verhandlungen über den 

Militärpensionsgesetzentwurf und speziell über dessen § 1, in welchem der Kreis der 

anspruchsberechtigten Personen festgesetzt werden soll. Nach diesen Darlegungen (vgl. 

Beilage B dieses Protokolles) habe das Subkomitee des Finanzausschusses der 

Nationalversammlung angeregt, der Finanzausschuss möge der Nationalversammlung statt 

des von der Regierung eingebrachten, meritorisch ausgebauten Gesetzes die Votierung eines 

kurzen Ermächtigungsgesetzes beantragen. In diesem solle die Regierung die Vollmacht 

erhalten, bis zu dem Zeitpunkte, in welchem nach Klärung der zwischenstaatlichen 

Verhältnisse eine endgiltige gesetzliche Regelung der Militärversorgung erfolgen kann, 

mittelst Vollzugsanweisung vorläufige Bestimmungen zu erlassen, durch welche die 

Versorgung der Personen des militärischen Berufstandes und ihrer Hinterbliebenen mit der 

Versorgung der Zivilstaatsangestellten und ihrer Hinterbliebenen in Übereinstimmung 

gebracht wird. Auf Grund dieses Ermächtigungsgesetzes wäre dann eine Vollzugsanweisung 

zu erlassen, welche die Bestimmungen der Regierungsvorlage enthalten würde, wobei vom 

Ausschuss gewünschte Änderungen soweit dies möglich erscheine, berücksichtigt werden 

könnten. Zur Abkürzung des parlamentarischen Verfahrens wäre aber die Regierungsvorlage 

nicht zurückzuziehen und etwa von der Regierung ein Ermächtigungsgesetz der erwähnten 

Art neu einzubringen, es wäre vielmehr der Entwurf dieses Ermächtigungsgesetzes dem 

Finanzausschusse von der Regierung zur Verfügung zu stellen, welcher dasselbe als seinen 

Initiativantrag dem Hause unterbreiten würde. 

Der Kabinettsrat pflichtet diesem Vorgange bei. 

Hieraus gibt Oberintendant L a n z e n d ö r f e r jene Änderungen bekannt, welche das 

Subkomitee des Finanzausschusses bezüglich der Regierungsvorlage angeregt hat, falls diese 

als Grundlage für die auf Grund des Ermächtigungsgesetzes zu erlassende Vollzugsanweisung 

dienen sollte. Diese Änderungen betreffen die in der Protokollbeilage B enthaltene Fassung 

des § 1, ferner die Streichung des 2. Absatzes des § 8 (Militärpension und Teuerungsaushilfe 

darf nicht den Gesamtbetrag der Pension und Teuerungszulage der Zivilstaatsbeamten 

gleicher Gesamtdienstzeit und Dienstzeit in der gleichen Rangsklasse überschreiten), weiters 

eine Einschaltung im § 15, (Zeitgrenze für die Ursache der Invalidität), endlich einige 

Ergänzungen zu § 23 (nähere Bestimmungen über die Voraussetzungen des Anspruches für 
                                                 
6  Vor diesem Tagesordnungspunkt scheint nur im Stenogramm die Behandlung einer weiteren Materie auf, die 

im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 
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Witwen von Militärpersonen). 

Gegen die Streichung des 2. Absatzes des § 8 spricht sich Sektionschef G r i m m in 

entschiedener Weise aus, weil damit der Zweck des Gesetzes, – die volle Gleichstellung aller 

Staatsangestellten bezüglich der Versorgungsgenüsse – vereitelt würde. 

Der Kabinettsrat schließt sich dieser Auffassung des Sektionschefs Dr. G r i m m an. 

Über Aufforderung des Unterstaatssekretärs Dr. W a i s s unterbreitet schließlich 

Oberintendant Lanzendörfer einen neuen Abänderungsvorschlag für den 2. Absatz des § 8 

(siehe Beilage C dieses Protokolls). 

Der Kabinettsrat beschließt, von einer endgiltigen Entscheidung über diesen 

Abänderungsantrag vorläufig abzusehen, und ladet die beteiligten Ressorts ein, zunächst noch 

zu versuchen, in den Verhandlungen des Finanzausschusses den 2. Absatz des § 8 in der 

Fassung der Regierungsvorlage durchzubringen. Sollte dies nicht möglich werden, dann erst 

würde der Kabinettsrat zu dem vorliegenden Abänderungsantrage Stellung nehmen, 

beziehungsweise über eine allfällige anderweitige Änderung des 2. Absatzes des § 8 

Beschluss fassen.7 

 
α 6. F i n k: Militärpensionsgesetz. 

F r o e h l i c h: Erläutert die Vorgeschichte.  

G r i m m: Die Bedenken sind aus der Mitte des Finanzausschusses erhoben worden, nicht etwa das 

Finanzamt. Das Staatsamt ist vollständig einverstanden mit dieser Form des Mantelgesetzes.  

L a n z e n d ö r f e r: Erläutert.  

W a i s s: O 

G r i m m: Die Interessenten sollten hier aufgeklärt werden, dass ihnen kein Unrecht geschieht. Es soll ihnen 

gesagt werden, dass es sich um vitales Interesse des Staates handelt.  

L a n z e n d ö r f e r: Eventualantrag.  

G r i m m: Spricht sich dagegen aus, dass der Kabinettsrat heute über diesen Abänderungsantrag Beschluss 

fasst. Heute kann man sich noch kein Bild über die Tragweite machen. Kabinettsrat soll also an seinem letzten 

Beschluss festhalten. Vielleicht lässt sich § 8 positiv fassen.  

F i n k: Vom Kabinettsrat aus hat es also beim früheren Beschluss zu bleiben und es dem Finanzausschuss zu 

überlassen.  

Erledigt. α 

 

7. 

Budgetprovisorium für das erste Halbjahr 1919/20. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r erstattet ein eingehendes Exposé über die 

                                                 
7  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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staatsfinanzielle Lage und die Richtlinien seiner Finanzpolitik; die Ausführungen tragen 

streng vertraulichen Charakter. Im Anschlusse hieran erbittet und erhält der sprechende 

Staatssekretär die Ermächtigung des Kabinettsrates zur Einbringung eines Gesetzentwurfes 

über die Führung des Staatshaushaltes vom 1. Juli bis 31. Dezember 1919.8 

 
α 7. S c h u m p e t e r: 1.) Budgetprovisorium  

      2.) Weisung des Kabinettsrates: Die Budgetarbeiten werden erschwert, da wir pflichtgemäß 

alles doppelt machen für Groß-Deutschösterreich und Klein-Deutschösterreich. Ich frage, was 

für Grenze des Staates zur Grundlage genommen werden soll.  

B a u e r: Die Frage wird bis Mitte Juli entschieden sein. Deutschböhmen und Sudetenland nicht, Deutsch-

Südtirol aber ja.  

S c h u m p e t e r: Schwierigkeit, dass die Daten nur schätzungsweise bekannt sind. Unsicherheit unserer 

auswärtigen Aktiven (Schlachtforderungen Ungarns, ca. 25 - 30 Milliarden. Bei Äußerungen bezüglich 

Bankrotts sich Mäßigung aufzuerlegen.  

B a u e r: Kriegsentschädigung.  

L o e w e n f e l d: Frage der Ausgaben für Lebensmitteln: Ob unproduktiv. Pro Monat 44 Mill. frc. ohne 

Getreide, das bis Mitte August gedeckt ist.  

S c h u m p e t e r: Budgetprovisorium: Ganz so gemacht wie alle diese Sachen.  

 

E l d e r s c h: Debatte über Kredite und Lebensmittelbeschaffung. (Nächste Tagesordnung).  

B a u e r: Die Gesetze über die Sicherstellung der Lebensmittelkredite müssen in der nächsten Sitzung der 

Nationalversammlung vorgelegt werden. 

l.) Inanspruchnahme der Goldmünzen und Wertpapiere  

2.) Holz.  

S t ö c k l e r: Mangel an Kunstdünger. Erhaltung der Viehbestände.  

 

Übelste Tagesordnung:  

Freitag Kabinettsrat  

 

8. 

Gesetzesbeschluss der Landesversammlung in Steiermark, betreffend die Leistung von 

Beiträgen der Heimatsgemeinden zu den Verpflegskosten für ihre in öffentlichen Kranken-und 

Irrenanstalten verpflegten zahlungsunfähigen Angehörigen. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den von der Landesversammlung in Steiermark 

beschlossenen Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Leistung von Beiträgen der 

                                                 
8  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die ausführliche Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei 

α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Heimatsgemeinden zu den Verpflegskosten für ihre in öffentlichen Kranken- und 

Irrenanstalten verpflegten zahlungsunfähigen Angehörigen, abgesehen und die 

Landesregierung hievon mit dem Bemerken verständigt werde, dass der sofortigen 

Kundmachung dieses Landesgesetzes seitens der Staatsregierung zugestimmt wird. 

 

9. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend die Unterstützung der 

arbeitslosen Arbeiter und Angestellten. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Bestimmungen der Vollzugsanweisungen 

vom 14. Februar 1919, St.G.Bl. Nr. 120 und 121, betreffend die Unterstützung der 

arbeitslosen Arbeiter sowie betreffend die arbeitslosen Angestellten, in ihrer Geltungsdauer 

bis einschließlich 31. August 1919, – mit gewissen Einschränkungen – erstreckt werden 

sollen.9 

 
α 1. Stenogramm: 

„9.) H a n u s c h: Arbeitslose Arbeiter. 

                       Stand 1.5.  ….131……………Arbeitslose 9300 

                               16.6. …. 125 ……………..“…………7100  (Wien Umgebung) 

 Nur Kohlenfrage. 

Angenommen.“ 

 

2. Stenogramm: 

„H a n u s c h: Anerkennung der Arbeitslosenunterstützung. 

 Wien 131.000 – 1. Mai   Im ganzen: 

          125.000 – 16. Juni  184.000 

     168.000 

Umgebung: 9300 

      7.100 

Wiener Neustadt: 10.000 

     6.000 

Angenommen.“ α 

 

10. 

Maßnahmen zum Schutze der Feldfrüchte gegen unbefugte Aneignung, Diebstahl und Raub. 

                                                 
9  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die zwei unterschiedlichen Stenogrammvarianten, die im Anschluss 

zwischen zwei α Zeichen wiedergegeben werden. 
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Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d -R u ß unterbreitet dem Kabinettsrate den diesem 

Protokolle als Beilage D angeschlossenen Antrag, betreffend Maßnahmen zum Schutze der 

Feldfrüchte gegen unbefugte Aneignung, Diebstahl und Raub. 

Bei der sich hierüber entwickelnden Debatte werden seitens der Staatssekretäre 

E l d e r s c h und H a n u s c h gewisse Bedenken gegen eine Bewaffnung von 

Ortsbewohnern geltend gemacht; insbesondere verweist Staatssekretär Eldersch darauf, dass 

aller Voraussicht nach der gegenwärtig von der Gendarmerie versehene starke Grenzschutz in 

der nächsten Zeit einen Abbau erfahren dürfte, wodurch die Möglichkeit gegeben wäre, die 

verfügbar werdende Gendarmeriemannschaft für die vom Staatssekretär für Volksernährung 

beantragte Maßnahme zu verwenden. Demgegenüber betonen die Staatssekretäre Ing. 

Z e r d i k und S t ö c k l e r die Notwendigkeit einer sofortigen straffen Organisierung des 

Feldschutzdienstes zum Schutze der Kulturen. 

Der Kabinettsrat genehmigt schließlich den vorliegenden Antrag, wonach die Staatsämter 

für Heerwesen, für Inneres, für Land- und Forstwirtschaft und für Volksernährung beauftragt 

werden, über die notwendigen Verfügungen im Gegenstande mit aller Beschleunigung 

schlüssig zu werden und das hienach Erforderliche ungesäumt anzuordnen.10 

 
α L o e w e n f e l d: Feldfrüchte.  

B r a t u s c h: Die Feldschutzverordnung gibt Handhaben, bewaffnete Feldwachen aufzustellen.  

L o e w e n f e l d: In den Bezirksämtern die Soldatenräte. 

Z e r d i k: Unterstützt den Antrag Loewenfeld.  

E l d e r s c h: Ich glaube nicht, dass man auf diesem Gebiet wird viel machen können. Wir haben den 

Grenzschutz stark nötig und haben eine große Zahl von Gendarmen in den Dienst des Grenzschutzes gestellt. Ich 

habe die Hoffnung, dass diese Gendarmen bald frei werden. Dann könnten die G. in den Dienst des Feldschutzes 

gestellt werden. So bald kann man die Sache nicht machen.  

S t ö c k l e r: Die Verwüstungen sind so kolossal. Es wäre entschieden besser, wenn man eine Organisation 

schafft, sonst schreiten die Leute zur Selbsthilfe. Die Gendarmerie reicht nicht aus. Die Volkswehr wird nur 

Unheil stiften. Sie wird mehr gefürchtet als gewünscht. Die Landwirte werden nicht zuschauen, wie man ihnen 

die Felder verwüstet. Man soll eine Organisation schaffen mit vertrauenswürdigen Leuten, denen man Munition 

zuweist.  

H a n u s c h: In den Wiener Schrebergärten wird nicht gestohlen. Ich fürchte, dass man Komplikationen 

schafft, die die unangenehmsten Folgen für die Regierung haben.  

Angenommen. α 

 

11. 

                                                 
10  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-

Zeichen wiedergegeben werden. 
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Gesetzesbeschluss der provisorischen Nationalversammlung in Niederösterreich über die 

Abänderung einiger Bestimmungen des niederösterreichischen Fortbildungsschulgesetzes. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k teilt mit, dass die provisorische Landesversammlung In 

Niederösterreich am 9. April d. J. die Abänderung einiger Bestimmungen des 

niederösterreichischen Fortbildungsschulgesetzes beschlossen habe, wogegen vom 

Standpunkte des ihm unterstellten Ressorts sowie auch vom Staatsamte für Inneres und 

Unterricht keinerlei Bedenken bestehen. Demgemäß beabsichtige der sprechende 

Staatssekretär gegen diesen Gesetzesbeschluss namens der Staatsregierung keine Vorstellung 

zu erheben und der sofortigen Kundmachung dieses Landesgesetzes zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erteilt hiezu seine Zustimmung. 

 

12. 

Bewilligung einer Subvention an den Verein „Technisches Museum für Industrie und 

Gewerbe in Wien“ 

Nach eingehender Darstellung der Sachlage erbittet und erhält Staatssekretär Ing. 

Z e r d i k vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dem Vereine „Technisches Museum für 

Industrie und Gewerbe in Wien" für die Zeit vom 1. Juli 1919 bis Ende Juni 1920 eine 

staatliche Subvention im Betrage von 473.124 Kronen sowie zur Regulierung der 

Personalbezüge der Angestellten ab 1. Mai 1919 eine weitere außerordentliche Zuwendung 

im Betrage von 67.397 Kronen, demnach im ganzen eine einmalige Subvention von 540.521 

Kronen zuerkennen zu dürfen. Gemäß dem Voranschlagsentwurfe des Technischen Museums 

wird der Betrag von 478.624 Kronen für Personalkosten und der Betrag von 394.500 Kronen 

für Sachausgaben (Museal-technischer Dienst, Betriebsdienst und Hausverwaltung sowie 

Kanzleidienst) zu verwenden und die Subvention in zwei gleich hohen Raten am 1. Juli und 

am 15. Dezember 1919 flüssig zu machen sein.11 

 
α Subvention Technisches Museum.  

G r i m m: Heranziehung der Interessenten zu dieser Subvention. Keine Rückwirkung auf den 1. Mai. Die 

hohen Löhne nur für die Dauer der Teuerungszulagen der Staatsbediensteten.  

L o e w e n f e l d: Die Industrie und die Interessenten haben bereits sehr namhafte Beiträge geleistet. Ich 

glaube nicht, dass es heute noch möglich sein wird, neue Spenden von den Interessenten zu erlangen.  

E l l e n b o g e n: Von der Industrie kann man nichts bekommen. Die Rückwirkung ist ein Übereinkommen 

mit den Bediensteten. Dadurch habe man die Löhne herabgedrückt. α 

 
                                                 
11  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-

Zeichen wiedergegeben werden. 
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13.12 

Gesetzentwurf, betreffend die Verlängerung der Funktionsdauer der wirklichen Mitglieder 

der Handels-und Gewerbekammer bis 31. Dezember 1919. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zur 

Einbringung eines Gesetzentwurfes, betreffend die Verlängerung der Funktionsdauer der 

wirklichen Mitglieder der Handels- und Gewerbekammer bis 31. Dezember 1919. 

 

 

Zusätze aus den Stenogrammen 82 

 
B r a t u s c h: Erstreckung der Beförderung des Staatsanwaltes Dr. Ludwig Grasberger in Graz vom 1. 

Staatsanwalt über den Aspirantenstand in seinem Dienstort. 

 

13. B a u e r: Mitteilungen. 

                                                 
12  Vor diesem Tagesordnungspunkt scheint in beiden Stenogrammen ein weiterer Tagesordnungspunkt auf, der 

im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den Stenogrammen, Punkt 13“ wiedergegeben wird. 
















































































































